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Schulfachliche Stellungnahme zum Antrag der FDP-Fraktion 
„Kluge Kinder: Starke frühkindliche Bildung und die Möglichkeit 
eines Schulfähigkeitsjahres für einen guten Start in die 
Grundschule“  
 
Mit dem vorliegenden Antrag wird die Zielsetzung formuliert, allen Kindern einen 
gelingenden Start in die Grundschule zu ermöglichen. Dieses Ziel wird aus 
schulfachlicher Sicht ausdrücklich geteilt.  
Ein erfolgreicher Übergang von der Kindertageseinrichtung in die Grundschule 
stellt eine zentrale bildungsbiografische Phase dar, deren Gestaltung erhebliche 
Bedeutung für die weitere Lern- und Persönlichkeitsentwicklung von Kindern 
besitzt.  
Positiv hervorzuheben ist insofern die im Antrag formulierte Betonung 
frühzeitiger Förderung, die Bedeutung sprachlicher Bildung sowie die 
Notwendigkeit einer engen Zusammenarbeit zwischen Kindertages-
einrichtungen, Familien und Grundschulen.  
 
Gegen die angestrebte Umsetzung in Form eines sogenannten 
„Schulfähigkeitsjahres“ sind allerdings deutliche Bedenken anzubringen: 
Die Grundschule ist als die erste gemeinsame Schule für alle Kinder konzipiert. 
Sie erfüllt ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag vor dem Hintergrund von 
unterschiedlichen sozialen, sprachlichen, kognitiven oder emotionalen 
Lernausgangslagen. Heterogenität stellt dabei keinen Ausnahmefall dar, 
sondern den Regelfall schulischer Wirklichkeit. Daraus ergibt sich der Auftrag 
der Schule, ihre pädagogischen Strukturen, Lernsettings und Förderangebote 
so auszugestalten, dass sie der Vielfalt kindlicher Entwicklungsverläufe gerecht 
werden. 
Kinder profitieren in ihrer sprachlichen, sozialen und emotionalen Entwicklung 
wesentlich von gemeinsamen Bildungsprozessen mit Peers unterschiedlichen 
Entwicklungsstandes, entsprechend sollte die Förderung im Rahmen der 
regulären Schuleingangsphase erfolgen. 
Die gesellschaftliche Vielfalt zeigt sich auch in unterschiedlichen 
Erziehungsverständnissen und Unterstützungsformen im Elternhaus. Schule 
steht daher vor der Aufgabe, diese Vielfalt konstruktiv einzubeziehen anstatt von 
einheitlichen Voraussetzungen auszugehen. 
 
Vor diesem Hintergrund erscheint die dem Antrag zugrunde liegende 
Vorstellung kritisch, wonach Kinder zunächst bestimmte Voraussetzungen 
erfüllen müssten, um „schulfähig“ für den Besuch der ersten Klasse zu sein. Ein 
zeitgemäßes Verständnis von Schulfähigkeit betrachtet diese nicht als 
ausschließlich vom Kind zu erbringende Bewältigungsanforderung, sondern als 
relationale Kategorie im Zusammenspiel zwischen den individuellen 
Voraussetzungen des Kindes und der Fähigkeit der Institution Schule, auf 
unterschiedliche Entwicklungsstände angemessen zu reagieren. 
Die Schuleingangsphase ist daher nicht primär als Selektionsschwelle, sondern 
als pädagogischer Entwicklungsraum zu verstehen. Sie ist bereits heute darauf 
angelegt, Kinder mit unterschiedlichen Lern- und Entwicklungsständen 
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ermöglichen.  
Die flexible Verweildauer in der Schuleingangsphase, differenzierende 
Unterrichtsformen sowie multiprofessionelle Unterstützungs-strukturen tragen 
diesem Anspruch Rechnung. 
 
Die im Antrag vorgesehene Bildung gesonderter Lerngruppen für Kinder bei 
Eintritt in die Schule birgt demgegenüber die Gefahr früher Separierung und 
Stigmatisierung. Insbesondere Kinder mit sprachlichem Förderbedarf sowie 
Kinder aus sozial benachteiligten Lebenslagen oder mit Zuwanderungs-
geschichte könnten in besonderem Maße von einer solchen Maßnahme 
betroffen sein. Damit besteht das Risiko, Bildungsungleichheiten bereits zu 
Beginn der Schulzeit institutionell zu verstärken, anstatt ihnen in gemeinsamen 
Lernsettings entgegenzuwirken. 
 
Während die ABC-Klassen zum Teil dahingehend kritisch betrachtet werden, 
dass bereits im Elementarbereich eine Differenzierung erfolgt, verbleiben die 
Kinder dennoch überwiegend in ihrem vertrauten Umfeld und erhalten ein 
zusätzliches und zielgerichtetes Unterstützungsangebot.  
Der vorliegende Antrag hingegen greift auf ein Verständnis von Förderung 
zurück, dass im Zuge der Auflösung der Schulkindergärten (vor über 20 Jahren) 
überwunden wurde und stellt die Idee von Separation und getrennten 
Bildungswegen von Anfang an wieder her. 
Unstrittig ist, dass insbesondere im Bereich der sprachlichen Bildung weiterhin 
erheblicher Handlungsbedarf besteht. Daraus ergibt sich jedoch vorrangig die 
Notwendigkeit einer nachhaltigen Stärkung frühkindlicher Bildung sowie einer 
kontinuierlichen qualitativen Weiterentwicklung sprachsensibler Unterrichts- und 
Förderkonzepte in der Grundschule. Ebenso bedeutsam ist eine verbindliche 
und systematisch gestaltete Kooperation zwischen Kindertageseinrichtungen, 
Familien und Grundschulen im Übergang. 
Aus schulfachlicher Perspektive ist es daher zielführend, die bestehenden 
Strukturen der Schuleingangsphase weiterzuentwickeln und den Blick auf die 
Stärkung multiprofessioneller Teams in der Schuleingangsphase, den weiteren 
Ausbau sprachsensibler Unterrichtsentwicklung sowie auf die Erweiterung 
vorhandener Kooperationsstrukturen zwischen Kita und Grundschule zu richten. 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das Anliegen eines gelingenden 
Schulstarts ausdrücklich unterstützt wird. Die Einführung eines gesonderten 
„Schulfähigkeitsjahres“ erscheint jedoch unter pädagogischen Gesichtspunkten 
kritisch, da sie an einem defizitorientierten Verständnis von Schulfähigkeit 
anknüpft. Dies erhöht das Risiko früher institutioneller Separation mit negativen 
sozialen aber vor allem auch negativen Folgen für die Förderung schulischer 
Kompetenzen. Vorrangiges Ziel sollte stattdessen die Weiterentwicklung einer 
inklusiven, kindfähigen Grundschule sein, die Vielfalt als Ausgangspunkt 
pädagogischen Handelns versteht und allen Kindern von Beginn an 
gemeinsame Bildungsteilhabe ermöglicht. 
 
 
Margit Dreischer 


